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Der als Essay gefasste Beitrag geht von der These aus, dass sich in der 
Journalismusforschung wie auch bei meinungsführenden Leitmedien 
eine moralisierende Gesinnung breit macht. Im Wissenschaftsdiskurs er-
hebt sie Hegemonieansprüche gegenüber deliberativ begründeten Dis-
kurstheorien und will diese normativ begründeten Funktionen des Infor-
mationsjournalismus destruieren. Der Beitrag plädiert für die Restitution 
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1 Die Trauben hängen (zu) hoch 
Um Art und Funktion von Ideologien in der demokratisierten Bürgerge-
sellschaft unserer Zeit deutlich zu machen, griff der Politiktheoretiker 
Hermann Lübbe vor fünfzig Jahren (der Schreibende saß in seiner Vorle-
sung) zum altgriechischen Dichter Äsop und seiner Fabel vom Fuchs, der 
nach den Trauben giert, die ihm zu hoch hängen, aber zu den anderen 
Tieren sagt, diese seien ihm zu sauer. Lübbe nannte zwei Möglichkeiten, 
um dieses dissonante Verhalten zu deuten: Entweder will der Fuchs den 
umstehenden Tieren die Häme nicht gönnen, falls sie erkennen, dass er 
die Trauben gar nicht greifen kann. Oder er will sich über den Frust, er-
folglos nach ihnen gegriffen zu haben, mit dieser Selbstlüge hinwegtrös-
ten. „Der erste Fall ist der Fall einer Betrugstheorie; der zweite ist der der 
Ideologie“, erläuterte Lübbe. „Die Betrugstheorie richtet sich an andere 
und erfüllt ihren praktischen Zweck, wenn diese anderen sie glauben. Die 
Ideologie dagegen ist eine Betrugstheorie, die nur dann funktioniert, 
wenn man selbst daran glaubt.“ Dieses Verständnis, „dass die Vernunft 
die Wahrheit aus eigenem Antrieb, aus Interesse an dieser Verfehlung 
verfehlt“, sei das historisch Neue (Lübbe 1974, 17f.). Populär wurde es 
durch Feuerbach, der die Religion als Projektionsfläche („Entäußerung“) 
des Individuums und darin als Ideologie beschrieb; berühmt wurde es 
durch Marx, der das qua Entfremdung objektiv „falsche Bewusstsein“ un-
tersuchte und damit auch die Feuerbach‘sche Ideologiebeschreibung als 
ideologisch denunzierte (vgl. Lenk 1967, 37f.).  
So weit, so klar. Was Lübbe indessen nicht in Betracht zog: dass mit 
dem Äsop‘schen Fuchs eventuell beide Möglichkeiten – Ideologie als 
Selbst- und als Fremdbetrug – zusammenfallen, es also in zweckrationaler 
Hinsicht um eine doppelte Täuschung geht. Man agiert, was die eigenen 
egoistischen Beweggründe betrifft, in kognitiver Dissonanz; und man ver-
kauft der Welt als scheinbar wahren Handlungsgrund seine vermeintlich 
edlen Motive. Dieser Modus – so meine erste These – findet sich heute in 
der nachmodern genannten Mediengesellschaft dort, wo die kulturelle 
Elite ihre Privilegien verteidigt und ihre privilegierte Stellung mit morali-
sierendem Universalismus camoufliert.1 Er kennzeichnet insbesondere 
                                                          
1  Während das Attribut „moralisch“ unterstellt, dass der Sprecher intersubjektiv oder 
kollektiv anerkannte Werte „des Guten“ (Moore 1903) als Maßstab seines Handelns 
nennt, bedeutet das Attribut „moralisierend“, dass der Sprecher die von ihm 
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das Verhalten solcher Gruppen, die ihre universalistischen Vorstellungen 
in der Pose des moralisch Überlegenen (quasi als selbstmandatierter An-
walt der Benachteiligten) gegen Andersdenkende verfechten (vgl. Brö-
ning und Mohr 2017, 10). Sie werden darin – dies ist meine zweite These 
– von Journalisten bestärkt, die sich zur selben kulturellen Elite rechnen 
und mit Geltungsansprüchen auftreten, als ob ihre Position einer überle-
genen Moralität entsprungen sei. Dasselbe umgekehrt: Die Medien (bzw. 
deren Berichterstatter und Leitartikler), die für universell gelten sollende 
Werte eintreten, werden von den moralisierenden Universalisten der kul-
turellen Elite als bestätigende Rechtfertigung erlebt, zitiert und gefeiert.2 
Dies zeigt sich beispielsweise im Umgang mit dem Gleichheitsideal, das 
die Universalisten unbedingt verwirklichen wollen und darum jede Form 
der Benachteiligung skandalisieren; oder am Projekt der gesellschaftli-
chen Diversität, mit dem Mehrheiten aufgelöst, Heimat abstrahiert und 
der tradierte Verfassungsstaat pulverisiert werden soll. Diese Überzeu-
gungen werden nicht erörtert, sondern zur wahren Anschauung und ein-
zig richtigen Handlungsmaxime erkoren (Grau 2017, 29). Sie funktionie-
ren persuasiv und hindern ähnlich gesinnte Journalisten daran, den Ver-
fechtern dieser Ideologie gegenüber auf Distanz zu gehen und die histo-
rischen, politischen und ökonomischen Prämissen  dieses moralisieren-
den Universalismus kritisch zu hinterfragen und damit „die Idee wech-
selseitiger Berechtigung“ (Lessenich 2019, 123) mit Leben zu füllen. 
                                                          
reklamierten Werte (hier: seinen Universalismus) für höherrangig und insofern für 
stärker legitimiert erklärt als andere moralisch begründete Postionen. Daraus leitet er 
für seine Position übergreifende Geltungsansprüche ab sowie die Berechtigung, An-
dersdenkende zu diskreditieren oder auszuschließen (i. S. v. Lübbe 1987; Grau 2017, 
89ff.; Stegemann 2018, 42).  
2  Die Chiffre „Universalismus“ deckt zwei Denkmuster des Globalisierungsprozesses 
ab: Zum einen gibt es den neoliberalen Universalismus zur Rechtfertigung der Aus-
beutungsinteressen der westlichen (und wohl auch chinesischen) Industriegesellschaf-
ten (Lessenich 2016); zum andern den auf die internationale Solidarität unter regiona-
len Befreiungsbewegungen zurückgehenden, durch die UN-Menschenrechtscharta 
und den Klimawandel legitimierten Universalismus, der seine generalisierten Werte 
den regionalen überordnet. In der Politik der Merkel-Regierung gingen beide Univer-
salismus-Typen eine die Verhältnisse verschleiernde Allianz ein, die während der so-
genannten Flüchtlingskrise 2015 mit politischem Moralismus ideologisiert wurde (vgl. 
Hofbauer 2018). Der hier kritisch reflektierte Universalismus gilt dem zweiten Denk-
muster.  
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Wie nun diese Ideologeme („Diversität!“, „Gleichheit!“ usw.) im Sinne der 
Metapher „Die Trauben sind sauer“ als Doppelbetrug (auch) in der Jour-
nalismusforschung funktionieren, soll eine Episode veranschaulichen, die 
dem Verfasser widerfuhr (in der Rolle des Betroffenen ist er hier Partei). 
Sie begann mit seiner von der Otto-Brenner-Stiftung in Auftrag gegebe-
nen und im Juli 2017 publizierten Inhaltsanalyse „Die ‚Flüchtlingskrise‘ in 
den Medien“ und endet – vorläufig – mit Reaktionen auf die Folgestudie 
„Zwischen ‚Flüchtlingskrise’ und ‚Migrationspakt‘ – Mediale Lernpro-
zesse auf dem Prüfstand“, die im Mai 2019 von der Otto-Brenner-Stiftung 
veröffentlicht wurde (Haller 2017; Haller 2019).  
 
 
2 Die Trauben sind (zu) sauer 
Beiden Studien liegt die deliberative Demokratietheorie (Bessette 1980; 
Peters, Schultz und Wimmel 2007) zugrunde, deren Einlösung (auch) an 
das Konzept des diskursiven Journalismus gebunden ist (vgl. u. a. Brosda 
2008). Diesem zufolge hat der Informationsjournalismus dafür zu sorgen, 
dass die verschiedenen Gruppen und Positionen – soweit relevant und 
vom Grundgesetz gedeckt – erkannt, thematisiert und in den öffentlichen 
Diskurs verständigungsorientiert eingebracht werden (Haller 2016, 175f.; 
Haller 2017, 6-10; Haller 2019, 145f.). Nach Maßgabe dieses Konzepts ging 
die erste Studie u. a. der Forschungsfrage nach, wer in den Medienberich-
ten zum Konfliktthema „Flüchtlinge/Migranten“ des Jahres 2015 bis 
Frühjahr 2016 tatsächlich öffentlich zu Wort kam und, indirekt, wer nicht – 
eine offene, vorurteilsfreie Fragestellung.  
Die Erhebung lieferte zahlreiche Befunde. Einer davon zeigte, dass 
die Berichterstattung der sogenannten Leitmedien der im Gestus univer-
salistisch, in der Sache jedoch neoliberal (wie: Arbeitskräfteimport) han-
delnden Regierung und ihren nachgeordneten Behörden kritiklos folgte. 
Pointiert gesagt: Die sogenannte Flüchtlingskrise fand in den Informati-
onsmedien praktisch ohne die real existierenden Flüchtlinge und deren 
Helfer, also auch ohne Beschreibung ihrer Nöte und Probleme statt (2017, 
33-37).  
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Dieses Ergebnis bescherte uns Applaus von Seiten der moralischen Uni-
versalisten, darunter NGOs, linksidentitäre Gruppen, Leitartikler, Ehren-
amtliche, kirchliche Organisationen und Publizisten.3  
Ein anderer Befund, der sich auf die Rekonstruktion und Contentana-
lyse wirtschaftspolitischer Programme seit 2005 stützt, löste umgekehrt 
wütende Kommentare derselben Universalisten wie auch einschlägiger 
Medienwissenschaftler aus. Er lautet, dass die von den meisten Informa-
tionsmedien als moralisierende Kampagne umgesetzte und von wohlwol-
lenden Bürgern gefeierte „Willkommenskultur“ von den Arbeitgeberver-
bänden, dann den Regierungsparteien zwecks Generierung ausländischer 
Fachkräfte in Gang gesetzt, seit 2014 dann zur Entlastung der zuständigen 
Ausländerbehörden orchestriert wurde. Ebenfalls bitterböse Kommentare 
löste der Befund aus, dass die untersuchten Medien die zur Merkel‘schen 
Regierungslinie des zweiten Halbjahres 2015 („Politik der offenen Gren-
zen“) abweichenden Positionen marginalisiert und kritische Äußerungen 
von Experten wie auch Beteiligten übergangen haben (bekanntlich gaben 
die Medien stattdessen dem verbalen Schlagabtausch zwischen Mer-
kel/CDU und Seehofer/CSU über das Thema „Flüchtlingsobergrenze“ 
bis in die feinsten Semantiken nachgeordneter Sprecher viel Raum). 
Das Ergebnis wiederum, dass die untersuchten Medien die mit der 
Unterbringung geflüchteter Muslime auftretenden soziokulturellen Kon-
flikte (etwa in Bezug auf die Rolle der Frau) wie auch gravierende Voll-
zugsprobleme außer Acht ließen (d. h. nicht recherchierten), dass sie we-
der Islam-Experten noch Migrationsforscher beizogen, hielten die morali-
sierenden Universalisten wie auch die mit dem Thema befassten Medien-
wissenschaftler für irrelevant (z. B. Maurer et al. 2019).  
Und schließlich dies: Dass wir die überraschend hohe Konsonanz in 
der Darstellung des Flüchtlingsthemas als „Mainstream“ apostrophier-
ten, deuteten die moralisierenden Universalisten (inklusive einiger Medi-
enwissenschaftler) als Indiz, dass wir mit unseren Ergebnissen dem 
Rechtspopulismus zu Diensten seien.4 Keiner der Kritiker monierte 
                                                          
3  Die Resonanz zur Studie ist dokumentiert unter: https://www.otto-brenner-stif-
tung.de/wissenschaftsportal/informationsseiten-zu-studien/studien-2017/die-
fluechtlingskrise-in-den-medien/  
4  vgl. u. a. den als „Pressemitteilung“ publizierten Kommentar des Netzwerks Neue 
deutsche Medienmacher vom 21. Juli 2017 mit unserer Replik vom 25. Juli 2017 (Neue 
deutsche Medienmacher 2017). 
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unseren theoretischen Rahmen oder stellte die angewandten Methoden in 
Frage, keiner diskutierte die für die Bewertung der Befunde maßgebliche 
Festlegung des Untersuchungsgegenstands. Man darf daraus folgern, 
dass Konzept, Ansatz und Durchführung unserer Erhebungen aus sozial-
wissenschaftlich-empirischer Sicht nicht zu bemängeln waren. Von daher 
war die Kritik wohl ideologisch motiviert, getreu dem Muster: Ich be-
komme die Trauben nicht zu fassen, also sind sie (zu) sauer. Dieses Argu-
mentationsmuster möchte ich im Folgenden ideologiekritisch beleuchten. 
 
 
3 Der neue Moralismus unter Medienwissenschaftlern 
Gegenstand der Studie war ein in Deutschland aus verschiedenen (auch 
spezifisch deutschen) Gründen moralisch besetztes, polarisierendes Kon-
fliktthema. Entsprechend wurde die Veröffentlichung mit einer schrillen 
Medienresonanz quittiert (Beispiele: „Studie bemängelt ‚unkritische‘ Be-
richterstattung in Flüchtlingskrise“, welt.de, 19.07.2017; „Studie der Otto-
Brenner-Stiftung: Die Medien haben in der Flüchtlingskrise versagt“, 
zeit.de vom 19.07.2017; „Medien haben in der Flüchtlingskrise völlig ver-
sagt“, turi2.de vom 19.07.2017; „Losungen der politischen Elite unkritisch 
übernommen“, Meedia.de vom 20.07.2017; „Alles Versager? Die mediale 
Sturzgeburt einer Studie“, uebermedien.de vom 21.07.2017).  
Bereits zwei Tage später veröffentlichte das dem moralisierenden 
Universalismus verpflichtete Publizisten-Netzwerk Neue deutsche Medi-
enmacher (NdM) e. V. eine Stellungnahme, in der die Studie in toto als 
politisch schädlich, gar als fremdenfeindlich gebrandmarkt wurde (Zitat: 
„Haller nutzt aufgeladene Schlagworte wie ‚politische Eliten‘, 
‚Mainstreammedien‘ und ‚besorgte Bürger‘ – dabei ist Letzteres ein be-
kannter Euphemismus und verharmlosende Selbstbezeichnung für 
Rechtsextreme“ – Quelle siehe Fußnote 3). Dabei tritt das NdM – der auf 
seiner Webseite publizierten Selbstdarstellung zufolge – u. a. „für eine 
ausgewogene Berichterstattung ein, die das Einwanderungsland Deutsch-
land adäquat wiedergibt“5, eine Auffassung, die sich mit dem normativen 
Journalismusverständnis unseres Ansatzes sehr wohl deckt. Wir schrie-
ben darum in unserer Entgegnung, „dass es derzeit vielen schwer fällt, 
                                                          
5  https://www.neuemedienmacher.de/  
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die eigenen Überzeugungen, Interessen und Vorurteile zu reflektieren 
und verständigungsorientiert über das Thema zu sprechen. Ihre Äuße-
rung verdreht und entstellt den Ansatz wie auch die Befunde der Studie. 
[...] Das einzige, was in diesem vergifteten Meinungsklima hilft, ist der 
um Aufklärung bemühte Diskurs, der Vorurteile und Ideologien auf-
weicht und damit die Voraussetzung schafft, dass Fronten abgebaut und 
Gespräche in Gang gesetzt werden.“ 
Dieser Vorschlag verhallte. Bereits wenige Tage später publizierte 
Christine Horz, Medienwissenschaftlerin an der Ruhr-Universität Bo-
chum und Mitglied im migrationspolitisch klar positionierten Verein Rat 
für Migration, einen „Essay“ in dem von ihr mit herausgegebenen Online-
Journal Global Media Journal (German Edition) , mit dem sie die Polemik der 
NdM um den Topos Fremdenfeindlichkeit erweiterte. Unter Bezugnahme 
auf Publikationen vor allem von Hafez und Richter von Anfang des Jahr-
tausends generalisierte Horz (2017, 4), „dass die Berichterstattung über 
Asylbewerber, Muslime und andere ‚unerwünschte Minderheiten‘ von 
Negativthemen, einer deutlichen Politikzentrierung sowie von Stereoty-
pen, Vorurteilen und Feindbildern verzerrt“ sei, eine Situation, die wir für 
2015 unabhängig der Faktenlage hätten bekräftigen sollen. Eine von Em-
pirie unbelastete Hypothese von Hafez (die Medien seien von sozialen 
Akteuren „hochgradig abhängig [...] auch von Rechtsradikalen und 
Rechtspopulisten“ – Hafez 2016, 3) verwandelte Horz in einen empiri-
schen Sachverhalt: „Demnach orientieren sich Medien häufig an der über-
wiegend restriktiven Migrationspolitik, aber auch an Rechtsradikalen.“ 
Demgegenüber würden wir in unserer Blindheit „diese wichtigen Be-
funde und Differenzierungen gänzlich ausklammern“ (Horz 2017, 4). 
Also gehe unsere Studie „nicht ergebnisoffen an das Thema heran“ (ebd., 
2); wohl aus Mangel an Beweisen werden ein paar entstellte Halbzitate 
angefügt. Ihr Fazit wirkt vernichtend: „Statt die Beobachtungen des em-
pirisch nachgewiesenen Versagens des Journalismus (das gilt für die nicht 
zu Wort kommenden Betroffenen) deutlich zu betonen“, würden unsere 
Befunde „zu argumentativ ähnlichen Frames des rechten Spektrums“ füh-
ren, mithin der Sache der Deutschnationalen dienen. Offenbar sind wir 
Fragen nachgegangen, die man aus moralischen Gründen nicht stellen 
darf – mit anderen Worten: Die Trauben sind zu sauer. 
Selbstverständlich kann man Daten in unterschiedlichen Kontexten 
verschieden interpretieren und debattieren. Dabei sollten allerdings die 
vom Äsop‘schen Fuchs praktizierten Selbst- und Fremdbetrügereien 
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ausgeschlossen bleiben. Tatsächlich war unsere Erhebung ergebnisoffen 
angelegt; deren Operationalisierung und Analyseschritte sind vollständig 
dokumentiert (der Methodenbericht, der Replikationen möglich macht, 
steht seit Sommer 2017 für jedermann einsehbar auf der Webseite der 
Otto-Brenner-Stiftung). Über die Berichterstattung der Medien des Jahres 
2015 lagen keine anderen Daten oder Befunde vor, die hätten diskutiert 
werden können. Wie die Medien zehn, fünfzehn Jahre zuvor über die Ra-
dikalisierung der ultrarechten Szene und die Gewaltakte gegen Migran-
ten und Asylunterkünfte berichtet haben, ist untersucht worden. Diese 
standen in einem anderen gesellschaftspolitischen Kontext, der für das 
Jahr 2015 nicht zutreffend ist. Von daher ist es schon merkwürdig, dass 
die moralisierenden Universalisten auf eine Fortschreibung jenes Deu-
tungsmusters unter der Etikette „Anschlussfähigkeit“ bestehen, Motto: 
Weil in früheren Zeiten Einzelstudien (nach Maßgabe ihrer Fragestellung) 
die mediale Darstellung des Migrationsthemas als defizient oder einseitig 
oder stigmatisierend beschrieben haben, sind alle künftigen Untersuchun-
gen determiniert.6 Folglich sind Erhebungen, die dieses Narrativ nicht be-
dienen, für die Verfechter der „Migrationsgesellschaft“ (Horz) nicht er-
gebnisoffen, vielmehr den Fremdenfeinden dienlich.  
Dieser Schwenk vom wissenschaftlichen zum ideologischen Denken 
tritt in der (vorläufigen) Schlusspointe dieser Episode zutage. Auslöser ist 
die Veröffentlichung meiner Nachfolgestudie „Zwischen ‚Flüchtlings-
krise‘ und ‚Migrationspakt‘ – Mediale Lernprozesse auf dem Prüfstand“, 
die von der Otto-Brenner-Stiftung im Mai 2019 publiziert wurde. Unsere 
Untersuchung der Berichterstattung über das Thema „UN-Migrations-
pakt“ in vier überregionalen Tageszeitungen (Print und online) kommt zu 
dem Ergebnis, dass die Journalisten zwar erneut der Themenagenda und 
Themenbewertung der Regierungsparteien folgten, dass aber zwei der 
vier Redaktionen – im Unterschied zum Jahr 2015 beim Thema Flücht-
lingskrise – die dem Diskursjournalismus zugeschriebenen Anforderun-
gen spät, dann aber akribisch eingelöst, d. h. ausgewogen und vielstim-
mig thematisiert haben (Haller 2019, 30f.). Im rückblickenden Vergleich 
                                                          
6  Eine andere Deutung findet sich bei Goeßmann (2019, 56-59): Die Befunde der Haller-
Studie würden zeigen,  dass die Regierung (und mit ihr konsonant die Medien) die 
„Flüchtlingskrise“ absichtsvoll inszeniert hätten, um den Zustrom zu kappen.  
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mit dem Jahr 2015 bescheinigt die Studie diesen Redaktionen einen Lern-
prozess in Richtung Diskursivität.7   
Dieser jedoch scheint unter den moralisierenden Universalisten un-
erwünscht, vielleicht, weil er als Fahnenflucht empfunden wird. Als ein 
Kollege auf der Facebook-Seite des European Journalism Observatory (EJO) 
auf eine Rezension unserer Studie in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
hinwies, postete der für seine besonnene Haltung geschätzte Medienwis-
senschaftler Klaus Meier von der Katholischen Universität Eichstätt (die 
ein „Zentrum Flucht und Migration“ eingerichtet hat) diesen Eintrag: „Be-
reits die erste Studie zum Thema Migration von Michael Haller hatte gra-
vierende konzeptionelle Schwächen, wie dieser Beitrag in einem interna-
tionalen wissenschaftlichen Journal ausführlich und gut begründet dar-
legt [es folgt der Link auf die oben referierte Polemik von Christine Horz]. 
Und jetzt legt er mit einer zweiten undifferenzierten ‚Hau-Drauf‘-Studie 
nach. Schade, dass sich ein emiritierter [sic!] Kollege in seinem Ruhestand 
so verrennt.“ Die Trauben hängen hoch, darum sind sie sauer und nie-
mand soll nach ihnen greifen.  
Man könnte – diesseits der Äsop’schen Fabel – solchen Moralisten mit 
Max Weber vorhalten, dass sie auf Sachaussagen mit Werturteilen reagie-
ren, und mit Theodor Geiger könnte man anfügen, dass Kommentatoren 
wie Horz und Meier ihre subjektiven Werturteile im Kostüm objektivier-
ter Aussagen präsentieren und insofern ideologisch handeln. Doch das 
Problem geht tiefer (vgl. Stegemann 2018). Es ist meiner Ansicht nach da-
rin zu finden, dass der moralisierende Universalismus der kulturellen 
Elite sich zum identitären Denken8 verfestigt und sich vermittels moralisie-
render Polemiken der argumentativen Überprüfung zu entziehen sucht. 
Die diesem Denken zugeneigten Medienwissenschaftler*innen interessie-
ren sich nicht (mehr) für die demokratietheoretisch begründeten Ansprü-
che an den Informationsjournalismus.9 Man theoretisiert lieber 
                                                          
7  FAZ und Die Welt brachten kritische Beiträge von Staatsrechtlern und Politikwissen-
schaftlern sowie viele Beiträge in ihren Leser-Rubriken. Allerdings unterschlugen alle 
untersuchten Medien die kontroverse Debatte in der Fraktion der Linken (vgl. Haller 
2019, 23f.). 
8  Ich folge darin der Umschreibung der „identitätslinken“ Ideologie der Migrationsfor-
scherin Sandra Kostner (2019, 27-30). 
9  Die für aufgeklärte Bürger in unserer Gesellschaft selbstverständliche Handlungsma-
xime, dass man in Not geratenen Menschen beizustehen habe, ist eine individuelle 
Haltung. Wer daraus die Überzeugung ableitet, diese Haltung müsse von den 
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konstruktivistisch über die Irrelevanz des Faktischen („Aus konstruktivis-
tischer Sicht ist Journalismus deshalb eher ein Produkt, denn ein Bild der 
Realität“, Horz 2017, 8) und folgt dem Motto: Alles ist irgendwie Kommu-




4 Versuche, den Journalismus abzuschaffen 
Im Internetzeitalter ist alles Information, alles Kommunikation: In diese 
Richtung zielt auch ein Debattenanstoß in der Publizistik (Hefte 3 und 
4/2016 plus Replik Heft 1/2018), der infolge der Digitalisierung die Aus-
weitung des Gegenstandsfeldes „gesellschaftliche Kommunikation“ 
(Theis-Berglmair 2016) postuliert – im Blick auf die Unschärfe zwischen 
interpersonaler, gruppenbezogener und disperser Kommunikation zumal 
der Plattformmedien gewiss eine bedenkenswerte Anregung. Doch was 
folgt daraus für den Gegenstand „Informationsjournalismus“? Etwa seine 
mit der Entgrenzung eingeleitete Diffusion, die zur Selbstauflösung füh-
ren wird? 
Ich denke, hier ist Widerstand angesagt. Denn der sozio-ökonomi-
sche Wandel, der die Spaltung der Gesellschaft vorantreibt und die Zu-
kurzgekommenen mit eskapistischen Unterhaltungsangeboten ruhig-
stellt: Auch ihn sollte man mit dem Label Neoliberalismus etikettieren 
(Welzer 2016, 93ff.). Dieser hat auch die Informationsmedien infiziert, hat 
deren publizistische Geltung zur „Aufmerksamkeitsökonomie“ transfor-
miert und deren wirtschaftliche Basis destruiert („all for free“). Dieser 
Prozess spiegelt sich in den Medienwissenschaften und der Journalistik, 
hier als Theorieschwund.  
Gewiss wurde und wird weiterhin intelligent theoretisiert, doch da-
bei handelt es sich überwiegend um Leihgaben aus der deskriptiven So-
ziologie, der Sprachwissenschaft und der Sozialpsychologie (vgl. Löffel-
holz et al. 2016, 11ff.). Die in den 1990ern populäre Systemtheorie etwa 
                                                          
Informationsmedien generalisiert und propagiert werden, der lässt den Gesinnungs-
journalismus aus der Zeit des Deutschen Reiches bis zur Weimarer Republik wieder 
aufleben, als die eigene (partikulare) moralische bzw. politische Position verabsolutiert 
und die dazu devianten Positionen als Kriegsgegner abgekanzelt wurden – frühe For-
men dessen, was man heute Hatespeech nennt.  
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(man denke an das lange Zeit hippe Theorem der Autopoiesis) und der 
Konstruktivismus mit dem hübschen Bild des sich selbst beobachtenden 
Beobachters, weiter die der Konkurrenzwirtschaft nachempfundene 
Arena-Theorie und die facettenreichen Adaptionen aus der Welt der Cul-
tural Studies, dann der Mix aus System-, Handlungs- und Organisations-
theorie, weiter die nun schon spezifischeren Öffentlichkeitstheoreme, ak-
tuell etwa das Konzept der „dissonanten Öffentlichkeiten“ (Pfetsch et al. 
2018), die Thesen über die „datafizierte“ Gesellschaft (Hepp 2016)10 und 
über „re-figurierte Öffentlichkeiten“11: Sie befassen sich nicht (mehr) mit 
den Struktur- und Funktionsproblemen des Informationsjournalismus. 
Ihnen gemeinsam ist offenbar das zunehmende Desinteresse, vielleicht 
auch die Ratlosigkeit gegenüber den Spezifika des in die Krise geratenen 
Journalismus im Kontext des Medienwandels. Ihr auf die datafizierte 
Kommunikationsgesellschaft gerichtetes Interesse kann man als Plädoyer 
für die Auflösung des Berufsjournalismus deuten – natürlich nicht in der 
Realität, so doch in der Vorstellungswelt der Medienwissenschaft. Ich 
denke dabei an Vorschläge wie jenen, in Zukunft gleich die gesamte In-
ternetwelt zur „interpersonal-öffentlichen Kommunikation“ (Brosius 
2016) zu abstrahieren. Im schönen Schein solch ausgedachter Netzwerk-
Universen verschwimmen die Umrisse des Journalismus wie der Andro-
medanebel am winterlichen Nachthimmel. 
 
 
                                                          
10  Vgl. die Themen des Panels "Datafizierung von Journalismus und Medienmärkten " an 
der vom "Forschungsverbund NRW Digitale Gesellschaft" ausgerichteten interdiszip-
linären Tagung „Datafizierte Gesellschaft: Praktiken, Prozesse und Folgen der Data-
fizierung“ am 24. und 25. September 2019 in Bonn unter: http://konferenz-datafi-
zierte-gesellschaft.de/programm-speaker/. 
11  Vgl. DFG-Projekt „Journalismus und sein Publikum: Die Re-Figuration einer Bezie-
hung und ihre Folgen für journalistische Aussagenentstehung“ (2019-2022, Leitung 
Wiebke Loosen), mit dem u. a. die „Beziehung des Journalismus zu seinem Publikum 
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5 Re-Konstruktion der Normativität  
Mit dieser zugespitzten Kurzkritik wollte ich deutlich machen, dass wir 
uns um die Re-Konturierung eines sehr spezifischen Typs gesellschaftlicher 
Kommunikation kümmern sollten, für den sich im Laufe der vergangenen 
rund 250 Jahre – synchron mit der Herausbildung der bürgerlichen Ge-
sellschaft – die Bezeichnung Journalismus durchgesetzt hat. Mit ihm ver-
binden sich weitere Setzungen. Vor allem die, dass hier die Informations- 
und Orientierungsfunktionen im Zentrum stehen, die mit der Geschichte 
der Demokratien westlichen Typs untrennbar verbunden, zugleich aber 
von deren antagonistischer Organisation geprägt sind: einerseits das an-
spruchsvolle Programm, eine über das aktuelle Geschehen in der Welt 
ausreichend informierte Öffentlichkeit herzustellen; andererseits die Dis-
tribution solcher Inhalte als kommerzielles Angebot, das den Spielregeln 
der kapitalistischen Markt- und Wettbewerbsgesellschaft unterworfen ist.  
Die mit dieser Medienorganisation verbundenen Diskrepanzen sind 
oft beschrieben und doch unter den neoliberalen Kunststoffteppich ge-
kehrt worden. Ich möchte fünf davon hervorholen und kurz in Erinne-
rung rufen. 
Aufklärung und Wettbewerb: Die im Fortgang der Säkularisierung er-
wachte, von Francis Bacon, John Locke (Essay Concerning Human Under-
standing 1690), David Hume und Immanuel Kant ausgearbeitete Idee der 
Aufklärung (Slogan: „Überwindung der selbstverschuldeten Unmündig-
keit“) materialisierte sich als Bildungsanspruch. Sie belebte die verstäd-
terte, gegen Willkür und Bevormundung aufbegehrende Bürgergesell-
schaft, die ihren Freiheitsdrang allerdings mit dem Interesse an Konkur-
renz und Wettbewerb verband. So war die in England mit dem 18. Jahr-
hundert beginnende Parlamentsberichterstattung nicht nur ein Kampf um 
Informationszugang, mithin um politische Öffentlichkeit, sondern von 
Anfang an auch ein Wettbewerb unter Zeitungsmachern. Nicht das Pro-
tokollieren, sondern die gesellschaftspolitische Brisanz und die um Auf-
merksamkeit buhlende Verdichtung (Zuspitzung) der Nachrichten be-
herrschten die öffentliche Kommunikation und die Professionalisierung 
des englischen Journalismus. So gesehen bewirkte der Wettbewerb im 
Kontext der Demokratisierungsprozesse nicht nur Pressefreiheit als Ab-
wehrrecht, sondern auch publizistische Meinungsvielfalt als Ausfluss der 
Gewerbefreiheit. Diese Prozesse intendierten damit – wie Habermas 1962 
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herausfand – seit dem 18. Jahrhundert die informationsbasierte Diskursi-
vität der politischen Debatten als „öffentliches Gespräch“. 
Macht und Machtkontrolle: Mit der Zensurfreiheit und dem Informati-
onszugang der Journalisten öffnete sich die Möglichkeit öffentlicher 
Machtkontrolle, die von der Bindung der Staatsgewalt an legale und legi-
time („rationale“) Ziele und Zwecke ausgeht. Von daher stand und steht 
der Journalismus (in England als „fourth estate“) in einem quasi-natürli-
chen Spannungsfeld zu den Inhabern staatlicher Gewalt. Umgekehrt ha-
ben die Machtinhaber ein Interesse daran, ihre Absichten durchzusetzen 
und darum Machtkontrolle zu erschweren oder zu unterlaufen. Sie tun 
dies bis heute, indem sie den politischen Journalismus auf dem Rechtsweg 
entwaffnen und/oder Journalisten korrumpieren (Politik-PR, Nähe und 
Vertraulichkeit, Privilegien u. a. m.). Journalismus, der den Namen ver-
dient, lässt sich nicht vereinnahmen: Er konfligiert per se mit dem Arkan-
interesse der Inhaber staatlicher und wirtschaftlicher Macht, unbesehen 
ihrer politischen Linie und Programmatik. 
Markt und Marktversagen: Die Organisationsform der Marktwirt-
schaft macht die Verleger zu unaufrichtig agierenden Publizisten; sie ope-
rieren quasi janusköpfig als profitorientierte Geschäftsleute und als Statt-
halter der Öffentlichkeit. Die rasanten Aufstiege und Niedergänge der 
Zeitungen in England zu Beginn des 18. Jahrhunderts wie auch – nach 
Aufhebung der Zensur – im Deutschen Reich am Ende des 19. Jahrhun-
derts ähneln mit ihrer knalligen Kurzlebigkeit vielen heutigen Online-
Startups. Denn damals wie heute ist der Informationsjournalismus auf Er-
löse (Refinanzierung) angewiesen und insofern erpressbar – von Sonder-
konstruktionen (öffentlich-rechtlich organisierte Medien) und Ausnah-
men (werbefreie Nischenprodukte) einmal abgesehen. Der Grundsatz, 
dass die Aussagenproduktion der Journalisten von Einflussnahmen frei-
zuhalten und darin als meritorisches Gut und „service public“  zu behan-
deln sei, scheitert an den Marktzwängen oder an den Interessen wie auch 
Rendite-Zielen der Medieneigentümer. Die Ausnahmen – zum Beispiel 
die Genossenschaft der taz, das auf Spenden angewiesene netzpolitik.org 
oder das überwiegend von Stiftungen finanzierte Recherchebüro Correc-
tiv! – sind zwar bemerkenswert, weil sie dem Leitbild Unabhängigkeit fol-
gen, bestätigen jedoch die Regel.  
Sachverhalte und Meinungen: Zuerst in England führte die Demokrati-
sierung zur Einsicht, dass die Willensbildung des Souveräns in Gestalt der 
Stimmbürger auf die zutreffende Kenntnis der politischen Vorgänge wie 
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auch Absichten der Kandidaten gestützt sein solle. Während in deutschen 
Fürstenstaaten der Kampf gegen die Feudalen mit der „richtigen“ Gesin-
nung („Freiheit!“) ausgetragen wurde, bildete sich im schon freien briti-
schen Journalismus im frühen 19. Jahrhundert der Grundsatz heraus, dass 
zwischen Sachbericht und Meinung kategorisch zu trennen sei: „Com-
ment is free, but facts are sacred“. Die epistemologisch fundierte Erkennt-
nis, dass die (als zutreffend überprüften) Nachrichten der Meinungsbil-
dung vorauszusetzen sind, hat der angloamerikanische Informationsjour-
nalismus damals zum Prinzip erhoben. Dieses haben die Alliierten nach 
dem Zweiten Weltkrieg den deutschen Zeitungsverlegern in ihre Lizen-
zen hineingeschrieben. Es wurde auch mehrere Jahrzehnte lang beher-
zigt12, in die Rundfunkstaatsverträge und Redaktionsordnungen (Statu-
ten, Richtlinien, Codes of conduct)13 aufgenommen. Doch seit einiger Zeit 
dringt der Hang (oder Zwang) zur Meinungsmache wieder durch, wer-
den Nachrichten nach Maßgabe politischer Präferenzen („Frames“) aus-
gewählt und mit politischen Wertungen durchsetzt – ein von unserer Stu-
die (2017) nachgewiesener Trend, der den moralischen Universalisten wie 
auch ihren Gegenspielern, den Nationalisten, gut gefällt: Die jeweils „rich-
tige“ Gesinnung soll das Nachrichtenbild prägen.  
Rechtsstaatlichkeit und Öffentlichkeitsprinzip: In den autoritären Syste-
men muss der Journalismus immer wieder scheitern, weil dort die stets 
labile Balance zwischen Abhängigkeit und Unabhängigkeit nicht zu hal-
ten ist. In der westlichen Marktwirtschaft würde ihm – trotz Meinungs- 
und Pressefreiheit – vermutlich dasselbe widerfahren, gäbe es nicht die 
Verfahrenssicherheit der rechtsstaatlichen Organisation. Das Prinzip der 
Gewaltenteilung und die verrechtlichten Prüfverfahren geben dem 
machtkritischen Journalismus Handlungssicherheit. Aufdeckende Re-
cherchen – aktuelle Beispiele: Panama Papers, Paradise Papers, „Cum-Ex-
trades“-Enthüllung, Ibiza-Video – wären sonst nicht veröffentlicht oder 
mit Strafurteilen überzogen worden. Doch auch diese Garantien gelten 
nicht per se, sie sind prekär und müssen immer aufs Neue gesichert 
                                                          
12  Die Unterscheidung ist auch straf- und presserechtlich relevant, indem Tatsachenbe-
hauptungen der Wahrheitspflicht unterstehen, während Kommentare als Meinungs-
äußerungen einen „Beitrag zum geistigen Meinungskampf in einer die Öffentlichkeit 
wesentlich berührenden Frage“ leisten und von der Meinungsfreiheit gedeckt sind 
(BVerfGE7,212),:  
13  Unter dem Topos „Innere Pressefreiheit“ wurden Redaktionsstatute in den 1970er Jah-
ren vielerorts eingeführt (vgl. Skriver 1970).  
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werden. Staatsorgane – zumal die Innenbehörden (Staats- und Verfas-
sungsschutz, Vollzugsbehörden) – wollen ihre Geheimhaltungssphäre 
ausweiten und das Zeugnisverweigerungsrecht der Journalisten aufwei-
chen. Von daher ist die Informationszugangsfreiheit ein stets gefährdetes 
Gut, auch wenn es unter dem Paradigma der digitalisierten Zivilgesell-




6 Widersprüche fruchtbar machen 
Mit dieser Skizze der Diskrepanzen und Paradoxien will ich dieses dop-
pelte Forschungsgebiet in den Fokus stellen: Zum einen hat sich die Auf-
gabenzuschreibung an den Journalismus im Fortgang der Demokratisie-
rungsprozesse zu einem konsistenten, den Medienwandel überdauern-
den normativen Set verfestigt, das als abstrakter Bezugsrahmen der Erfor-
schung der Medienpraxis dient. Zum andern verweisen die skizzierten 
Diskrepanzen auf ein breites Krisen- und Konfliktfeld unterhalb dieses nor-
mativen Sets, auf dem verschiedene Gruppen um hegemoniale Deutungs-
macht rivalisieren und (unter den Produktionsbedingungen der kommer-
zialisierten Medien) um kulturelle Vorherrschaft streiten.  
Auf diesem Feld – dies sollte die Episode im ersten Teil zeigen – agie-
ren auch parteiergreifende Medienforscher, die ihr ideologisches Denken 
mit Moralismus verbrämen. Sie verleugnen die dem Journalismus zuge-
wiesene Normativität und verwandeln ihn zur Waffe auf dem Kampffeld, 
auf dem sie ihre Deutungshoheit moralisierend  verteidigen wollen. Auf 
der Gegenseite kämpfen die „progressiven Neoliberalen“ (Fraser 2017) als 
Verfechter des globalisierten Consumermarktes. Sie wollen die journalisti-
sche Aussagenproduktion über werberelevante Klicks und Quoten do-
mestizieren, ähnlich, wie sie es mit den werbefinanzierten TV-Anbietern, 
den Online-Plattform-Betreibern und den bloggenden Influencern tun.  
Aus meiner Sicht sollte die Medienwissenschaft solche Irreführungen 
nicht wohlwollend begleiten, sie vielmehr ideologiekritisch analysieren 
und offenlegen. Sie könnte erkennen, dass der moralisierende Universali-
smus ins Abseits führt, weil er „die Spannung zwischen Vernunft und 
Wirklichkeit“ negiert, wie es Richard Münch schon vor 25 Jahren sah 
(1995, 15). Mit dem von Hermann Lübbe eingeführten Sinnbild des 
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Äsop’schen Fuchses gesprochen: Ideologiekritik begnügt sich nicht damit, 
den doppelten Betrug als Täuschung und Selbsttäuschung zu entlarven. 
Unter Bezugnahme auf die oben skizzierten Paradoxien und Diskrepan-
zen geht es darum, den Fuchs darüber aufzuklären, dass die Trauben – 
Metapher für das Menschenglück – für alle zu hoch hängen. Und dort 
auch hängen bleiben. Mit anderen Worten: Aus Sicht der Wissenschaft 
wie der journalistischen Praxis geht es nicht um die moralische Rechtfer-
tigung des Sollens (Medienkritik) und nicht darum, das Sollen aus dem 
Sein abzuleiten (dies wäre nach David Hume ein naturalistischer Fehl-
schluss), wie dies beispielsweise in der aktuellen Debatte um die Regulie-
rung der Onlinekommunikation versucht wird. Es geht, aufs Ganze der 
Gegenwartsgesellschaft bezogen, um die seit Hume mit der Aufklärung 
entwickelte moralfreie Normativität, die Demokratisierungsprozesse in 
Gang gesetzt und die Informations- und Meinungsfreiheit im Kontext des 
öffentlichen Rechts verwirklicht hat – nicht als beglückende Niederkunft 
des Sollens, sondern als infiniter Streit. Nebenbei: Dass dies (nur) in West-
europa und Nordamerika gelang, erklärt der Staatsrechtler Möllers (2015) 
mit der spezifischen Normativität des öffentlichen Rechts, das immer wie-
der absichernd als Synchronisator zwischen der Welt der Vorstellungen 
(= Sollen als normative Ebene) und der Lebenswelt der Erfahrung (= Sein 
als empirische Ebene) funktioniert – eine Sichtweise, die im Jahr 2019 dazu 
einlud, im Rückblick auf „70 Jahre Grundgesetz“ die Diskrepanz zwi-
schen der Normativität der Meinungs- und Informationsfreiheit und den 
Realitäten der digitalen Mediengesellschaft kritisch zu durchleuchten.  
 
 
7 Medienforschung im Dienst der Diskursivität 
Über das Jahr 2019 hinaus möchte ich die Medienwissenschaft ermuntern, 
ihrerseits diese Brücke zu schlagen: Sie könnte erstens die normativ gut 
begründeten Qualitäten aus der breiten Medienflut herausfiltern und 
zum Gegenstand aktueller Forschungsfragen machen. Sie kann zweitens 
die Aussagenproduktion des Informationsjournalismus im Hinblick auf 
die Geltung gesellschaftspolitischer Normen moralfrei untersuchen und 
interpretieren. Drittens kann sie Diskrepanzen zwischen den normativ be-
gründeten Ansprüchen und den medienanalytisch gewonnenen Befun-
den als Dysfunktionen deuten, die aufzeigen, was zu tun wäre, um die 
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bereits vor einem halben Jahrhundert für die Medien postulierte „gesell-
schaftliche Verständigung“ (Habermas 1968, 63f.) zu stärken und indirekt 
integrativ zu wirken. Sie würde damit, viertens, ideologiekritisch arbei-
ten, indem sie die partikularen Interessen einflussnehmender Akteure 
(Gruppen, Parteien, Machtträger, Medieneigner) identifiziert und be-
nennt. Sie könnte zum Beispiel auch jene identifizieren, die mit dem Ge-
stus des moralisch Überlegenen auftreten, tatsächlich aber ihre identitären 
Denkmuster zur Geltung bringen und abweichende Positionen diffamie-
ren wollen.  
Jedes identitäre Denken – ob universalistisch oder nationalistisch ein-
gekleidet – will Diskursivität unterbinden und den normativen Kern des 
Journalismus durch Zwecke ersetzen, die der Welt der Propaganda zuge-
hören. Diesem Denken dient der Äsop'sche Fuchs mit dem Spruch: Diese 
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